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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Heimatvertriebene 
(25. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundesvertriebenen- 

gesetzes 

— Drucksache 1633 — 


A. Bericht des Abgeordneten Eichelbaum 


Der Antrag der Fraktionen der SPD und FDP 
wurde in der 116. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages vom 20. Mai 1960 an den Ausschuß für Hei- 
matvertriebene federführend und an den Ausschuß 
für gesamtdeutsche und Berliner Fragen mitbera- 
tend überwiesen. Der Ausschuß für gesamtdeutsche 
und Berliner Fragen beauftragte seinen Unteraus- 
schuß mit der Beratung des Entwurfs. Dieser behan- 
delte in seiner Sitzung vom 1. Dezember 1960 den 
Antrag. Der Ausschuß für gesamtdeutsche und Ber- 
liner Fragen hat in seiner Sitzung vom 15. Dezem- 
ber 1960 dem Vorschlag des Unterausschusses mit 
einer geringen redaktionellen Änderung zuge- 
stimmt. 

Gegenstand des Antrages ist die Einschaltung von 
beratenden Ausschüssen im Verfahren auf Feststel- 
lung der Sowjetzonenflüchtlingseigenschaft im Sinne 
des § 3 des Bundesvertriebenengesetzes. Ähnliche 
Regelungen sind in den Verfahren nach dem Lasten- 
ausgleichsgesetz, dem Feststellungsgesetz, dem 
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz, dem Heim- 
kehrergesetz, dem Häftlingshilfegesetz und in § 13 
des Bundesvertriebenengesetzes selbst vorgesehen, 
in den drei erstgenannten Gesetzen mit beschließen- 
der, in den übrigen mit beratender Funktion. Diese 
Ausschüsse haben sich durchweg bewährt. 


Vom Ausschuß für gesamtdeutsche und Berliner 
Fragen wurde das Bundesministerium für Vertrie- 
bene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte ersucht, zu- 
nächst durch Rückfrage bei den Landesflüchtlings- 
verwaltungen festzustellen, inwieweit in den einzel- 
nen Ländern im Anerkennungsverfahren nach § 3 
des Bundesvertriebenengesetzes derartige Aus- 
schüsse schon tätig sind oder ihre Einsetzung beab- 
sichtigt ist. Nachdem die Antworten der Landes- 
flüchtlingsverwaltungen Vorlagen, behandelte der 
Ausschuß für Heimatvertriebene den Entwurf in 
seiner Sitzung vom 15. Juni 1961. Dabei stellte der 
Ausschuß fest, daß die Handhabung in den Ländern 
sehr verschieden ist. Als deutlich wurde, daß die 
Länder nicht bereit waren, solche Ausschüsse in er- 
ster Instanz einzurichten, einigten sich die Mitglie- 
der des Ausschusses nach eingehender Beratung da- 
hin, den ursprünglichen Antrag auf Errichtung von 
beratenden Ausschüssen in erster Instanz fallen zu 
lassen und in der Widerspruchsinstanz zu beantra- 
gen. Es soll damit den Hinweisen verschiedener 
Länder Rechnung getragen werden, die gegen eine 
Einrichtung in der ersten Instanz praktische und ver- 
fassungsrechtliche Bedenken erhoben hatten. 

Der Ausschuß stimmte dem geänderten Antrag 
einstimmig zu. 


Bonn, den 15. Juni 1961 


Eichelbaum 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — - Drucksache 1633 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 15. Juni 1961 


Der Ausschuß für Heimatvertriebene 

Kuntscher Eichelbaum 

Vorsitzender Berichterstatter 


Angenommen in der 163. Sitzung am 16. Juni 1961 
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Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Bundesvertriebenengesetzes 

— Drucksache 1633 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Heimatvertriebene 

(25. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Bundesvertriebenengesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Angelegenheiten der Ver- 
triebenen und Flüchtlinge (Bundesvertriebenen- 
gesetz) in der Fassung vom 14. August 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1215) wird wie folgt geändert: 

1. Dem §16 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Bei den nach Absatz 1 für die Ausstel- 
lung von Ausweisen gemäß § 15 Abs . 2 Nr. 3 
und für die Kennzeichnung von Ausweisen nach 
§15 Abs. 3 zuständigen Behörden ist ein Aus- 
schuß zu bilden , der vor der Entscheidung über 
den Antrag auf Erteilung oder Kennzeichnung 
des Ausweises zu hören ist. Der Ausschuß be- 
steht aus dem Behördenleiter oder einem Stell- 
vertreter als Vorsitzendem und zwei Beisitzern. 
Einer der Beisitzer muß Sowjetzonenflüchtling 
sein und ist nach Anhören der jeweils in Frage 
kommenden Verbände zu berufen. Hinsichtlich 
der Berufung und Amtsdauer der Beisitzer gilt 
§ 25 sinngemäß .' 

2. Dem § 20 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 16 Abs. 4 gilt entsprechend 


Beschlüsse des 25. Ausschusses 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung 
des Bundesvertriebenengesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Angelegenheiten der Vertrie- 
benen und Flüchtlinge (Bundesvertriebenengesetz) 
in der Fassung vom 14. August 1957 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 1215) wird wie folgt geändert: 

Nummer 1 entfällt 


2. a) § 20 erhält folgenden Absatz 2: 

„ (2) Im Widerspruchsverfahren (§§ 68 ff. 
der Verwaltungsgerichtsordnung) entscheidet 
über Anträge auf Ausstellung eines Auswei- 
ses nach § 15 Abs. 2 Nr. 3 oder auf Kenn- 
zeichnung eines Ausweises nach § 15 Abs. 3 
die zuständige Behörde nach Anhören eines 
Ausschusses. Der Ausschuß besteht aus dem 
Leiter der Behörde oder seinem Beauftrag- 
ten als Vorsitzendem und zwei ehrenamt- 
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Entwurf 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des §12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 25. Ausschusses 

liehen Beisitzern. Einer der Beisitzer muß 
Sowjetzonenflüchtling sein. Hinsichtlich der 
Berufung und Amtsdauer der Beisitzer gilt 
§ 25 sinngemäß.“ 

b) Die bisherige Fassung des § 20 wird Absatz 1. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 2a 

Der Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte wird ermächtigt, den Wort- 
laut des Bundesvertriebenengesetzes in der neuen 
Fassung bekanntzumachen, die sich aus den Ände- 
rungen und Ergänzungen in Artikel 1 ergibt. 


Artikel 3 
unverändert 
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